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Amt der Tiroler Landesregierung A6010 Innsbruck. am 15. SCl-'tcmber 1992 

Präs.Abt.II/EG-Referat-979/6u 

An das 
ßundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 

;vlinoritenplatz 5 
1u14 \-J i e II 

Tel 0512 S08, Durchv,ahl Klappe 

FAX 0512/508595 

Sachbearbeiter 

Bitte in der Antwort die 
Geschäftszahl dieses 
Schreibens anführen. 

Dr. \'lolf 

" \, .12. ~i-;~>j /Le . · .. ·· .... ·"" ............. (Q.l ....... Gf:i 1 V 
;; .......... .. 

D3!)r:;: 2 8. SEP. 1O,!?2 

i... v;~;->_ :;1 .. J.K..!..~~.:~.~, 
Betreff: En Lwürfe von Novellen zum UOG, KHOG und AOG; --! j;1) t/0'l ~ 

Stellungnahme oC 1 

Zu GZ 68.153/112-1/8/58/92 vom 15. Juni 1992 

153 

Zu den übersandLen Entwürfen von ~ovellen zum Universitjts-Organisationsgesetz, 

Kunsthochschul-Organisationsgesetz und Akademie-OrganisationsgeseLz wird folgende 

Stellungnahme abgegeben: 

1. Die Bestrebungen nach Verwirklichung der Gleichbehandlung der Frauen auch inl 

uni versitären Berei ch werden grundsätzl ich begrüUt. 

2. Verfassungspolitisch bedenklich scheint jedoch die in allen Entwürfen enthaltene 

Verfassungsbestimmung betreffend die Zulässigkeit vorübergehender, im Widerspruch 

zum Gleichhellssatz stehender Sondermahllahmen. Die Tiroler Landesregierung 

schlieht nicht aus, daß im Hinblick auf die vom Nationalrat als verfassungsändernd 

genehmigterl Art. I bis L+ der Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi­

nierung der Frau, BGBl.Nr. 443/19~2, eine Einschränkung des Gleichheitsgebotes 

in bestiounlem Umfang zulässig sein köllnle. Umgekehrt ist jedoch zu bedenken, 

dali es sich beim Gleichheitssatz um eill fundamentales verfassungsgesetzlich ge­

währleistetes Recht handelt. Schon aus diesem Grund ist eine behutsame Vorgallgs­

weise in bezug auf Grundrechtseinschränkungen angebracht. 
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Um allzulange Verzögerungen in der Umsetzung von BeschlUssen zu vermeiden, 

wäre eine Bestimmung, wonach der betroffene Beschluß zu vollziehen ist, wenn 

der Bundesminl ster fUr \hssenschaft und Forschung di esen nicht innerhalb 

einer best immten, kürzer bemessenen Frist aufgehoben hat, zweckmäßig. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem der Parlaments­

direktion zugeleitet. 

Für di eLandesregierung: 

Landesamtsdirektor 
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Amt der Tiroler Landesregierung A·6010 Innsbruck. am 15. Se~tember 1992 

Präs.Abt.ll/EC-Referat-97Y/6U Tel. 0512 i S08. Durchwahl Klappe 153 

An das 
Bundesministerium fUr 
Wissenschaft und Forschung 

;\'linoritenplatz 5 
l() 14 Iv i e II 

FAX 0512/508595 

Sachbearbeiter 

Bitte in der Antwort die 
Geschäftszahl dieses 
Schreibens anführen. 

Betreff: EntwUrfe von Novellen zum UOC, KHOG und AOG; 
Stell ungnahme 

Zu CZ 68.153/112-1/8/58/92 vom 15. Juni 1992 

Dr. I'lolf 

Zu den Ubersandten Entwtirfen von ~ovellen zum Universittits-Organisationsgesetz, 

Kunsthochschul-Organisationsgesetz und Akademie-Organisationsgesetz wird folgende 

Stellungnahme abgegeben: 

1. Die Bestrebungen nach Verwirklichung der Gleichbehandlung der Frauen auch im 

universitären Bereich \oJerden grundsätzl ich begrUJJt. 

2. Verfassungspolitisch bedenklich scheint jedoch die in allen EntwUrfen enthaltene 

Verfassungsbestimmung betreffend die Zultissigkeit vorUbergehender, im Widerspruch 

zum Gleichheitssatz stehender Sondermai)llahmen. Die Tiroler Landesregierung 

schließt nicht aus, daß im Hinblick auf die vom Nationalrat als verfassungsjndernr 

genehmigten Art. 1 bis L. der Konventi.oll zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi­

nierung der Frau, BGBl.Nr. 443/1902, eine Einschränkung des Gleichheitsgebotes 

in bestimmtem Umfang zulässig sein kÖllnte. Umgekehrt ist jedoch zu bedenken, 

dab es sich beim Gleichheitssatz um ein fundamentales verfassungsgesetzlich ge­

währleistetes Recht handelt. Schon aus diesem Grund ist eine behutsame Vorgallgs­

weise in bezug auf Grundrechtseinschränkungen angebracht. 
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Um allzulange Verzögerungen in der Umsetzung von Beschlüssen zu vermeiden, 

wäre eine Bestimmung, wonach der betroffene Beschluß zu vollziehen ist, wenn 

der Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung diesen nicht innerhalb 

einer bestimmten, kürzer bemessenen Frist aufgehoben hat, zweckmäßig. 

~5 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem der Parlaments­

direktion zugeleitet. 

FUr die Landesregierung: 

Landesamtsdirektor 

7/SN-183/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




